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STANDARDS FÜR BUNDES- UND 
LANDESPOLIZEI, ZOLL 

Die Nationale Stelle soll Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe an Orten der Freiheitsentziehung verhindern und hat somit einen 
präventiven Auftrag. Hierzu ist es notwendig, dass ihre Empfehlungen nicht nur in den besuchten, 
sondern in allen Einrichtungen im gesamten Bundesgebiet umgesetzt werden. Aus 
wiederkehrenden Empfehlungen leitet die Nationale Stelle Standards ab. Diese Standards werden 
kontinuierlich weiterentwickelt und sollen den Aufsichtsbehörden und Einrichtungen als Maßstab 
für eine menschenwürdige Unterbringung und Behandlung von Personen im Freiheitsentzug in allen 
Einrichtungen in ihrem Zuständigkeitsbereich dienen. So können menschenwürdige 
Unterbringungsbedingungen im Freiheitsentzug erreicht und trotz der hohen Anzahl von 
Einrichtungen die Wirksamkeit der Arbeit der Nationalen Stelle erhöht werden. Die Standards 
werden auch auf der Internetseite der Nationalen Stelle veröffentlicht. 

Unter dem Gesichtspunkt der Menschenwürde hält die Nationale Stelle die folgenden Standards für 
unabdingbar.  

 

1. Ausstattung und Zustand der Gewahrsamsräume 
Im Gewahrsam ist darauf zu achten, dass die Ausstattung und der Zustand der Räume die 
Menschenwürde nicht beeinträchtigen. Die Gewahrsamsräume sollen jeweils mit einem 
Rauchmelder, Notrufknopf, regulierbarem Licht, einer schwer entflammbaren, abwaschbaren 
Matratze, einer Decke und einer Kopfunterlage ausgestattet sein. Wenn lediglich eine niedrige 
Liege zur Verfügung steht, soll zusätzlich eine Sitzgelegenheit in üblicher Höhe vorhanden sein. 

Um den Schutz der im Gewahrsam untergebrachten Personen im Falle eines Feuers zu 
gewährleisten, ist es notwendig, die Gewahrsamsräume mit Rauchmeldern auszustatten. 

Es ist zudem erforderlich, dass sich Personen im Freiheitsentzug durch einen Notrufknopf 
bemerkbar machen können. Die Funktionsfähigkeit der Notrufanlage muss gewährleistet sein und 
soll vor jeder Belegung überprüft werden. 

Um einerseits Schlaf zu ermöglichen und andererseits der Verletzungsgefahr bei Dunkelheit 
vorzubeugen sowie die Orientierung im Raum zu erleichtern, soll in Gewahrsamsräumen die 
Möglichkeit bestehen, die Beleuchtung zu regulieren. 

Auch bei kurzer Unterbringung im Gewahrsam soll natürlicher Lichteinfall vorhanden sein. 
Außerdem soll die Raumtemperatur im Gewahrsam angemessen sein. 

2. Belehrung 
Personen im Freiheitsentzug sind unverzüglich und in jedem Fall über ihre Rechte zu belehren. 
Belehrungsformulare sind hierzu in verschiedenen Sprachen bereit zu halten. Die Formulare müssen 
zumindest Informationen darüber enthalten, dass die Betroffenen das Recht haben, sich ärztlich 
untersuchen zu lassen, einen Rechtsbeistand zu konsultieren und eine Vertrauensperson sowie 
gegebenenfalls das Konsulat ihres Heimatstaates zu informieren. Belehrungen sollen im 
Gewahrsamsbuch dokumentiert werden, damit bei Schichtwechseln den übernehmenden 
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Bediensteten auf einen Blick ersichtlich ist, in welchen Fällen eine Belehrung aus bestimmten 
Gründen noch nicht stattgefunden hat. Hat eine Belehrung bei Aufnahme nicht stattgefunden, ist 
sie nachzuholen. 

3. Dokumentation 
In Polizei- und Zolldienststellen soll die Gewahrsamsdokumentation aussagekräftig und 
nachvollziehbar sein. Dies dient dem Schutz der im Gewahrsam untergebrachten Personen, aber 
auch dem der zuständigen Bediensteten. 

Dokumentiert werden sollen folgende Angaben: 

- die Personalien,  
- der Zeitpunkt des Beginns des Freiheitsentzuges, 
- die verantwortlichen Bediensteten bei der Einlieferung in das Gewahrsam und der Betreuung 

im Gewahrsam,  
- der gesundheitliche Zustand der Person, 
- ob die Person über ihre Rechte belehrt wurde,  
- ob die Person über den Grund des Freiheitsentzuges aufgeklärt wurde,  
- ob eine richterliche Anordnung eingeholt wurde,  
- die Begründung im Falle einer Durchsuchung mit Entkleidung, 
- Name der oder des durchsuchenden Bediensteten,  
- die Zeitpunkte der Kontrollen mit dem Namenskürzel der jeweiligen Bediensteten,  
- der Zeitpunkt und die Art der Verpflegung,  
- die Abnahme und die spätere Aushändigung von persönlichen Gegenständen,  
- der Entlassungszeitpunkt.  
- War eine Belehrung zu Beginn des Freiheitsentzuges nicht möglich, soll dokumentiert werden, 

ob diese spätestens zum Zeitpunkt der Entlassung nachgeholt wurde.  

Die Dokumentation soll in regelmäßigen Abständen von Vorgesetzten auf vollständige Führung hin 
überprüft werden. Diese Kontrollen sollen vermerkt werden. 

4. Durchsuchung mit Entkleidung 
Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen einen schwerwiegenden Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht dar.1 
Daher ist stets eine Einzelfallentscheidung zu treffen, ob Anhaltspunkte vorliegen, die eine Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung begründen, und ob dieser Eingriff unter Beachtung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit gerechtfertigt ist.2 

Im Falle einer Durchsuchung mit Entkleidung sollen die Gründe für die Entkleidung 
nachvollziehbar dokumentiert werden. Die Durchsuchung soll zudem so schonend wie möglich 
erfolgen, zum Beispiel in zwei Phasen, sodass jeweils eine Körperhälfte bekleidet bleibt. 

5. Einsehbarkeit des Gewahrsams 
Das Gewahrsam darf nicht von Dritten einsehbar sein. 

 
1 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az: 2 BvR 746/13, Rn. 33. 
2 VG Köln, Urteil vom 25.11. 2015, Az: 20 K 2624/14, Rn. 115 ff. 
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6. Einsicht in den Toilettenbereich 
Es ist auf jeden Fall sicherzustellen, dass in Gewahrsam genommene Personen nicht bei der 
Toilettennutzung beobachtet werden. Beispielsweise kann ein Sichtschutz so angebracht werden, 
dass keine Einsicht in den Toilettenbereich möglich ist. 

Eine Überwachungskamera soll so angebracht sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur 
verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Allein in Fällen akuter Selbstverletzungs- oder 
Suizidgefahr erscheint eine im Einzelfall abgewogene, begründete und nachvollziehbar 
dokumentierte Entscheidung denkbar, den Gewahrsamsraum ohne Einschränkung zu überwachen. 
Bei jeder Kameraüberwachung, die den Toilettenbereich unverpixelt umfasst, soll ausschließlich 
eine Person desselben Geschlechts die Überwachung vornehmen. 

7. Fesselung 
Im Unterschied zu einer Fixierung versteht die Nationale Stelle unter einer Fesselung das 
Einschränken der Bewegungsfreiheit durch das Anbinden oder Aneinanderbinden der Arme oder 
Beine. 

Das Anbinden von Personen an der Wand oder an einen sonstigen Gegenstand beeinträchtigt die 
Menschenwürde und ist zu unterlassen. 

Um das Recht auf körperliche Unversehrtheit zu schützen, sollen für Fesselungen im Gewahrsam 
Handfixiergürtel aus Textil3 vorgehalten und verwendet werden. 

8. Fixierung 
Auf Fixierungen ist im Gewahrsam der Polizei und des Zolls vollständig zu verzichten. 

9. Größe von Gewahrsamsräumen  
Im Gewahrsam muss eine menschenwürdige Unterbringung gewährleistet sein. 

Ein Einzelgewahrsamsraum muss über eine Grundfläche von mindestens 4,5 qm verfügen. In 
Sammelgewahrsamsräumen muss jeder Person eine Grundfläche von mindestens 3,5 qm zur 
Verfügung stehen. 

Die gegenüberliegenden Wände eines Gewahrsamsraums müssen mindestens 2 m Abstand 
voneinander aufweisen und die Deckenhöhe muss deutlich mehr als 2 m betragen. 

10. Kameraüberwachung 
In Polizei- und Zolldienststellen soll eine Kameraüberwachung nur erfolgen, wenn sie im Einzelfall 
zum Schutz der Person unerlässlich ist. Die Gründe für die Kameraüberwachung sollen 
dokumentiert werden. Zudem muss die betroffene Person auf die Kameraüberwachung hingewiesen 
werden. Die bloße Sichtbarkeit der Überwachungskamera ist nicht ausreichend. Für die betroffene 
Person soll erkennbar sein, ob die Überwachungskamera eingeschaltet ist. 

 
3 Es wird beispielsweise auf das Modell verwiesen, das Frontex auf Abschiebungsflügen verwendet. 
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11. Mehrfachbelegung von Gewahrsamsräumen 

Für eine menschenwürdige Unterbringung ist es unabdingbar, dass bei Mehrfachbelegung von 
Gewahrsamsräumen die Toilette vollständig abgetrennt und gesondert entlüftet ist. 

12. Recht auf ärztliche Untersuchung 
Jede in Haft genommene Person hat einen Anspruch darauf, eine Ärztin oder einen Arzt zu 
konsultieren. 

3.12a – Medizinische Überwachung beim Ausscheiden von Drogenpäckchen 
Aufgrund des Gefährdungspotentials und um das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit 
bestmöglich zu schützen, soll eine sich in Gewahrsam befindende Person, welche Drogen 
inkorporiert hat, vor, während und nach dem Ausscheiden der Fremdkörper medizinisch überwacht 
werden. 

13. Respektvoller Umgang 
Der Umgang mit Personen im Freiheitsentzug soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehört auch, 
dass sie grundsätzlich mit „Sie“ angesprochen werden und sich Bedienstete in geeigneter Weise vor 
dem Betreten des Gewahrsamsraums bemerkbar machen. 

14. Unabhängige Beschwerdestellen und Ermittlungsstellen  
Ein wesentliches Element der Prävention von Übergriffen durch Bedienstete ist, dass Fehlverhalten 
aufgedeckt, verfolgt und bestraft wird. 

Es sollen in allen Bundesländern unabhängige Beschwerdestellen und Ermittlungsstellen geschaffen 
werden.4 

15. Vertraulichkeit von Gesprächen 
Vertrauliche Gespräche zwischen der betroffenen Person und ihrem Rechtsbeistand sind zu 
ermöglichen. Auch die Gespräche mit einer Ärztin oder einem Arzt sowie mit Angehörigen sollen 
vertraulich sein. 

16. Waffen im Gewahrsam 
Schusswaffen sollen vor dem Betreten des Gewahrsams abgelegt werden. 

Der Einsatz von Pfefferspray in geschlossenen Räumen ist aufgrund der erheblichen 
gesundheitlichen Risiken in keinem Fall verhältnismäßig und soll daher innerhalb von Polizei- und 
Zolldienststellen unterlassen werden.5 

 
4 Siehe u.a. EGMR, Kummer ./. Tschechische Republik, Urteil vom 25.07.2013, Individualbeschwerde Nr. 32133/11, Rn. 83; Eremiášova 
und Pechová ./. Tschechische Republik, Urteil vom 16.02.2012, Individualbeschwerde Nr. 23944/04, Rn. 135. 
5 EGMR, Tali ./. Estland, Urteil vom 13.02.2014, Individualbeschwerde Nr. 66393/10, Rn. 78; CPT/Inf (2008) 33, Rn. 86. 
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